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Sehr geehrte Mandanten,

können Sie sich vorstellen, worum es geht, wenn der Eigentümer eines

Urnenbegräbniswaldes klagt? Ganz klar, es geht um Umsatzsteuer!

Der Kläger bot seinen Kunden zwei getrennt zu buchende Leistungen

an: Einmal konnte man ein Liegerecht erwerben, welches auch die

Baumpflege beinhaltete. Zum anderen wurden auch Bestattungsleis-

tungen angeboten.

Damit geht das steuerliche Problem schon los: Bestattungsleistungen

sind umsatzsteuerpflichtig. Steuerfrei sind hingegen die Vermietung

und die Verpachtung von Grundstücken und von Berechtigungen (§

4 Nr. 12a UStG). Insoweit wäre dann wohl die Vergabe der Liege-

rechte steuerfrei. Fraglich ist also, ob die Bestattungsleistungen von

der Vergabe der Liegerechte trennbar sind. Dies bejahte das Finanzge-

richt Schleswig-Holstein mit Urteil vom 21.11.2016 (Az: 4 K 36/14).

Die Vergabe der Liegerechte war jedoch nicht alleine Bestandteil der

Gesamtleistung, sondern daneben wurden noch Grünpflegearbeiten

angeboten. Da Letztere umsatzsteuerpflichtig sind, wollte das Finanz-

amt doch noch Umsatzsteuer sehen.

Auch diesem Wunsch erteilte das Finanzgericht eine Absage. Ein-

leuchtende Begründung: Das Liegerecht ist die Hauptleistung und die

Grünpflege eine unselbständige Nebenleistung. Da die Nebenleistung

umsatzsteuerlich das Schicksal der Hauptleistung teilt, ist beides steu-

erfrei.

Aber wenn der Fiskus gerne Umsatzsteuer haben möchte, dann möchte

er sie haben. Also muss nun der BFH (Az: V R 3/17) klären, ob die Ver-

gabe von Liegerechten in einem Urnenbegräbniswald wirklich umsatz-

steuerfrei ist. Auch dies ist deutsches Steuerrecht.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.8.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 14.8. für den Eingang der 

Zahlung.

15.8.

�� Gewerbesteuer

�� Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 18.8. für den Eingang der 

Zahlung.

Anmerkung: In Teilen Bayerns und im Saarland ist der 15.8.2017 ein 

Feiertag. Aus diesem Grund verschiebt sich dort der Termin für die Ge-

werbesteuer- und Grundsteuervorauszahlungen auf den 16.8.2017. Die 

Zahlungs-Schonfrist endet dann am 21.8.2017.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge August 2017

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für August 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 29.8.2016.

Nichteheliche verschiedengeschlechtliche Lebens-
gemeinschaft: Partner nicht zusammen veranlagbar

Der BFH lehnt es ab, Partner einer nichtehelichen verschiedenge-

schlechtlichen Lebensgemeinschaft zusammen zu veranlagen. § 2 Ab-

satz 8 EStG finde auf verschiedengeschlechtliche Partner einer nichte-

helichen Lebensgemeinschaft keine Anwendung.

Die Kläger leben in einer nichtehelichen verschiedengeschlechtlichen 

Lebensgemeinschaft, führen einen gemeinsamen Haushalt und stehen 

sozial und wirtschaftlich füreinander ein. Sie haben drei gemeinsame 

Kinder, die ebenfalls in ihrem Haushalt leben. Darüber hinaus ist ein 

weiteres Kind der Klägerin in den Haushalt der Kläger aufgenommen. 

Sie wollen unter Anwendung des Splittingtarifs zusammen zur Ein-

kommensteuer veranlagt werden. Nachdem sie mit diesem Begehren 

vor dem Finanzgericht (FG) nicht durchgedrungen sind, begehren sie 

die Zulassung der Revision. Dies hat der BFH abgelehnt.

Die Revision sei insbesondere nicht wegen grundsätzlicher Bedeutung 

(§ 115 Absatz 2 Nr. 1 Finanzgerichtsordnung) zuzulassen. Die von den 

Klägern aufgeworfene Rechtsfrage, ob der in § 2 Absatz 8 EStG ver-

wendete Begriff „Lebenspartner“ auch auf verschiedengeschlechtliche 

Partner einer nicht eingetragenen Lebensgemeinschaft Anwendung 

findet, sei nicht klärungsbedürftig, da sie anhand der gesetzlichen 

Grundlagen und der bereits vorliegenden Rechtsprechung beantwor-

tet werden könne.

Der BFH habe bereits entschieden, dass daraus, dass das Gesetz in § 

2 Absatz 8 EStG zwar lediglich von Lebenspartnern und Lebenspart-

nerschaften und nicht von Partnern einer eingetragenen Lebenspart-

nerschaft und eingetragenen Lebenspartnerschaften spricht, nicht der 

Schluss gezogen werden kann, dass Partner von Lebensgemeinschaf-

ten, die keine Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsge-

setz (LPartG) sind, in den Genuss der steuerlichen Vorteile kommen 

können, die bis zur Einfügung des § 2 Absatz 8 EStG allein Ehegatten 

vorbehalten waren.

Hinzu komme, dass das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) die ein-

fachgesetzliche Privilegierung der Ehe gegenüber anderen Lebensfor-

men für gerechtfertigt erachte. Dies stütze es vor allem darauf, dass 

die Ehe mit rechtlicher Verbindlichkeit und in besonderer Weise mit 

gegenseitigen Einstandspflichten ausgestattet ist und sich so als dau-

erhafte Paarbeziehung darstellt. Insoweit unterscheide sie sich von 

anderen ungebundenen oder weniger verbindlichen Paarbeziehungen 

(Beschluss vom 07.05.2013, 2 BvR 1981/06).

Vor diesem Hintergrund habe der BFH die Vorschrift des § 2 Absatz 

8 EStG dahingehend interpretiert, dass sie nur Lebenspartner einer 

eingetragenen Lebenspartnerschaft im Sinne des LPartG erfasst, weil 

nur derartige Partnerschaften sich hinsichtlich der durch sie erzeug-

ten rechtlichen Bindungen und gegenseitigen Einstandspflichten 

herkömmlichen Ehen derart angenähert haben, dass eine steuerliche 

Ungleichbehandlung nicht mehr zu rechtfertigen sei. Verschiedenge-

schlechtliche Partner, die keine Ehe geschlossen, schon mangels Er-
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füllung der Voraussetzungen des § 1 LPartG auch keine Lebenspart-

nerschaft im Sinne des LPartG begründet und damit auch keine 

vergleichbaren rechtlichen Bindungen und gegenseitigen Einstands-

pflichten übernommen haben, fielen danach nicht unter den Anwen-

dungsbereich des § 2 Absatz 8 EStG.

Die von den Klägern vorgetragenen Argumente ließen eine erneute 

Prüfung und Entscheidung der Rechtsfrage durch den BFH nicht als 

geboten erscheinen. Dass der Gesetzgeber in § 2 Absatz 8 EStG die 

Begriffe „Lebenspartner“ und „Lebenspartnerschaften“ durch die Kon-

junktion „und“ verbunden hat, deute zwar darauf hin, dass er den bei-

den Begriffen unterschiedlichen Inhalt zuweisen wollte. Für die daraus 

gezogene Schlussfolgerung, auch Partner einer nicht eingetragenen 

verschiedengeschlechtlichen Partnerschaft sollten erfasst werden, 

hätten die Kläger jedoch keine Argumente angeführt. Ebenso wenig 

hätten sie sich mit nahe liegenden alternativen Gründen auseinander-

gesetzt, die zur fraglichen Begriffsverwendung geführt haben könnten. 

So verwende zum einen auch das LPartG in seinen Einzelbestimmun-

gen diese Begriffe und nicht die Begriffe „eingetragene Lebenspartner“ 

oder „eingetragene Lebenspartnerschaft“. Zum anderen stelle § 2 

Absatz 8 EStG die Begriffe „Lebenspartner“ und „Lebenspartnerschaf-

ten“ den Begriffen „Ehegatten“ und „Ehen“ gegenüber, um den unter-

schiedlichen Formulierungen der für anwendbar erklärten Regelungen 

des EStG gerecht zu werden.

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 26.04.2017, III B 100/16

Kommunale Wählervereinigungen: Zuwendungen 
nicht steuerbegünstigt

Spenden an kommunale Wählervereinigungen sind nicht nach § 10b 

Absatz 2 des Einkommensteuergesetzes (EStG) begünstigt. Wie der 

Bundesfinanzhof (BFH) entschieden hat, sind zwar Spenden an politi-

sche Parteien im Sinne des § 2 Parteiengesetz (PartG) bis zur Höhe von 

insgesamt 1.650 Euro und im Fall der Zusammenveranlagung bis zur 

Höhe von 3.300 Euro im Kalenderjahr abziehbar. Nehmen Wählerver-

einigungen aber nicht an den Bundestags- oder Landtagswahlen teil, 

seien sie keine Parteien im Sinne des PartG. Ein Spendenabzug nach § 

10b EStG sei damit ausgeschlossen. Spendern stehe lediglich die Steu-

erermäßigung nach § 34g Satz 1 Nr. 2a EStG zu.

Im Streitfall wandte der Kläger einer kommunalen Wählervereinigung 

Beträge zu, die die nach § 34g EStG begünstigten Ausgaben überstie-

gen. Der nicht begünstigte Teilbetrag sollte als Spende nach § 10b Ab-

satz 2 Satz 1 EStG berücksichtigt werden. Das Finanzamt lehnte den 

Spendenabzug ab, da die kommunale Wählervereinigung keine Partei 

im Sinne des § 2 PartG sei. Klage und Revision blieben erfolglos.

Nach Ansicht des BFH ist die fehlende Begünstigung von Spenden und 

Beiträgen an kommunale Wählervereinigungen verfassungsrechtlich 

unbedenklich und verletzt deren Chancengleichheit auf kommunaler 

Ebene nicht. Dies entspreche der Rechtsprechung des Bundesverfas-

sungsgerichts (BVerfG), welches wiederholt zu dieser Frage entschie-

den habe. Die geltenden Höchstbeträge stimmten inflationsbedingt 

im Wesentlichen mit den vom BVerfG überprüften Beträgen überein. 

Auch habe sich das rechtliche Umfeld auf kommunaler Ebene nicht 

wesentlich verändert. Schließlich sei zu berücksichtigen, dass der Ge-

setzgeber bei der so genannten mittelbaren Parteienfinanzierung die 

besonderen Aufgaben der Parteien auf regionaler wie überregionaler 

Ebene zu beachten habe.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 20.03.2017, X R 55/14

Verurteilter Steuerhinterzieher: Als Privatpilot  
ungeeignet

Die Entscheidung der Bezirksregierung Düsseldorf, einem Hobby-Pilo-

ten die Zuverlässigkeit nach dem Luftsicherheitsgesetz abzusprechen, 

weil er wegen Steuerhinterziehung rechtskräftig zu einer Geldstrafe 

von 168.000 Euro (350 Tagessätze) verurteilt worden ist, ist rechtmä-

ßig. Dies hat das Verwaltungsgericht (VG) Düsseldorf entschieden und 

damit die Klage des Hobby-Fliegers abgewiesen.

Der Kläger ist beziehungsweise war unternehmerisch mit mehreren 

Firmen im Bereich von Abrechnungen im Gesundheitswesen tätig. Er 

hatte von 2006 bis 2009 ihm nahestehende Personen zum Schein 

angestellt und ihnen Löhne bis zu 170.000 Euro im Jahr gezahlt, ob-

wohl diese nie für seine Firma tätig waren. Dadurch hat er Steuern in 

Höhe von mehr als 150.000 Euro hinterzogen. Nach rechtskräftiger 

Verurteilung durch das Amtsgericht Darmstadt hat er die Strafe be-

zahlt und den Steuerschaden ausgeglichen. Von seiner deutschen Pri-

vatflugzeugführererlaubnis (PPL-A Lizenz) kann er gleichwohl keinen 
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Gebrauch machen, weil er unzuverlässig im luftsicherheitsrechtlichen 

Sinne ist.

Diese Einschätzung der Bezirksregierung Düsseldorf hat das VG bestä-

tigt. Die Sicherheit des Luftverkehrs sei ein sehr hohes Rechtsgut und 

empfindlich für Sabotage, Entführungen, Terroranschläge et cetera. 

Luftsicherheitsrechtlich zuverlässig sei daher nur, wer so viel Verant-

wortungsbewusstsein und Selbstbeherrschung aufbringe, dass er die 

Rechtsordnung jederzeit einhalte. Auch wenn ihm Vorteile geboten 

oder Nachteile angedroht würden, müsse er die Sicherheit des Luft-

verkehrs wahren. Bestünden auch nur geringe Zweifel daran, dass etwa 

ein Privatpilot diesen Anforderungen genüge, sei er unzuverlässig. Bei 

verurteilten Straftätern lägen, abgesehen von Bagatellstrafen, in der 

Regel solche Zweifel vor. Das gelte auch für verurteilte Steuerhinter-

zieher, obwohl die Straftat mit dem Luftverkehr selbst in keinem enge-

ren Zusammenhang stehe.

Gegen das Urteil kann beim Oberverwaltungsgericht Nordrhein-West-

falen die Zulassung der Berufung beantragt werden.

Verwaltungsgericht Düsseldorf, Urteil vom 18.05.2017, 6 K 7615/16

Abgeltend besteuerte negative Einkünften aus  
Kapitalvermögen: Verlustausgleich im Wege der 
Günstigerprüfung möglich

Negative Einkünfte aus Kapitalvermögen, das eigentlich dem geson-

derten Tarif des § 32d Absatz 1 Einkommensteuergesetz (EStG – „Ab-

geltungsteuer“) unterliegt, können mit positiven Einkünften aus Kapi-

talvermögen, das nach dem progressiven Regeltarif zu besteuern ist, 

verrechnet werden. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden. 

Hierzu erforderlich sei allerdings, dass der Steuerpflichtige die so ge-

nannte Günstigerprüfung beantragt.

Nach Einführung der Abgeltungsteuer fallen Kapitaleinkünfte grund-

sätzlich unter den gesonderten Steuertarif in Höhe von 25 Prozent (§ 

32d Absatz 1 EStG). Verluste aus Kapitalvermögen dürfen nicht mit 

anderen Einkunftsarten ausgeglichen werden (§ 20 Absatz 6 EStG). 

Nach dem BFH-Urteil steht diese Vorschrift aber einer Verrechnung 

negativer Kapitaleinkünfte, die unter die Abgeltungsteuer fallen, mit 

solchen positiven Kapitaleinkünften, die gemäß § 32d Absatz 2 EStG 

dem Regeltarif des § 32a EStG unterliegen, nicht entgegen.

Voraussetzung sei jedoch, dass der Steuerpflichtige einen Antrag auf 

Günstigerprüfung (§ 32d Absatz 6 EStG) stellt. Dieser habe zur Folge, 

dass die der Abgeltungsteuer unterliegenden negativen Kapitalein-

künfte der tariflichen Einkommensteuer unterworfen werden, sodass 

eine Verlustverrechnung möglich wird. Der Abzug des Sparer-Pausch-

betrags (§ 20 Absatz 9 EStG: 801 Euro) sei in diesem Fall jedoch ausge-

schlossen. Denn bei regelbesteuerten Einkünften aus Kapitalvermögen 

könnten nur die tatsächlich angefallenen und nicht fiktive Werbungs-

kosten in Höhe des Pauschbetrags abgezogen werden, so der BFH un-

ter Verweis auf § 32d Absatz 2 Nr. 1 Satz 2 EStG.

Im Streitfall hatte der Kläger unter anderem Zinsen aus einem privaten 

Darlehen erzielt. Dieses ordnete das Finanzamt als „Darlehen zwischen 

nahestehenden Personen“ ein, sodass die Zinsen nach dem progressiven 

Regeltarif zu besteuern waren (§ 32d Absatz 2 Nr. 1a EStG). Daneben 

erzielte der Kläger negative Einkünfte aus Kapitalvermögen, die dem ge-

sonderten Steuertarif gemäß § 32d Absatz 1 EStG unterlagen. Er bean-

tragte im Wege der Günstigerprüfung die Verrechnung dieser Kapitalein-

künfte. Finanzamt und Finanzgericht (FG) lehnten diese Verrechnung ab.

Der BFH gab dem Kläger insoweit Recht, als er eine Saldierung der 

Kapitaleinkünfte aufgrund des Antrags auf Günstigerprüfung für 

zulässig erachtete. Den vom Kläger geltend gemachten Abzug des 

Sparer-Pauschbetrags von den regelbesteuerten positiven Einkünften 

aus Kapitalvermögen lehnte er jedoch ab. Da auf der Grundlage der 

Feststellungen des FG fraglich war, ob die abgeltend zu besteuernden 

negativen Einkünfte aus Kapitalvermögen und die positiven regelbe-

steuerten Einkünfte aus Kapitalvermögen dem Grunde und der Höhe 

zutreffend ermittelt wurden, hat der BFH den Streitfall an das FG zu-

rückverwiesen.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 30.11.2016, VIII R 11/14

Kindergeldsachen: Streitwert kann unterhalb des 
Jahresbetrags des Kindergeldes liegen

Bei der Streitwertbemessung in Kindergeldsachen ist nicht der Jah-

resbetrag des Kindergeldes anzusetzen, wenn die in die Zukunft rei-

chenden Wirkungen der angegriffenen Behördenentscheidung auf eine 

Dauer von weniger als einem Jahr begrenzt sind. Dies hat das Finanzge-

richt (FG) Baden-Württemberg entschieden.
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Der Erinnerungsführer hatte gegen die Aufhebung einer Kindergeld-

festsetzung ab Januar 2015 und die Rückforderung bezahlten Kinder-

geldes der Monate Januar bis April 2015 (736 EUR) geklagt, weil sein 

Sohn vor dem Beginn seines Studiums im Wintersemester 2015/16 

noch eine „Work-and-travel-Tour“ mache. Für die zurückgenommene 

Klage ging die Kostenbeamtin von einem Streitwert in Höhe von 3.776 

Euro aus. Der Streitwert setzte sich aus dem Jahresbetrag des Kinder-

geldes (12 x 184 Euro = 2.272 Euro) und der bis zur Klageerhebung im 

August 2015 zu zahlenden Kindergeldbeträge (8 x 188 Euro = 1.504 

Euro) zusammen.

Das FG verminderte die vom Kläger zu tragenden Gerichtskosten 

auf der Grundlage eines auf 1.656 Euro reduzierten Streitwertes. Der 

Streitwert sei nicht in Höhe eines Jahresbetrags des Kindergelds zu-

züglich der für Zeiträume beanspruchten Beträge, die auf Zeiträume 

vor Klageerhebung entfallen, zu bemessen. Vielmehr sei es dem Kläger 

um Kindergeld für seinen Sohn für die Zeiträume Januar bis September 

2015 gegangen. Das darauf bezogene Interesse sei mit 9 x 184 Euro 

(1.656 Euro) zu bemessen.

Der Kläger habe schon im Einspruchsverfahren darauf hingewiesen, 

dass sein Sohn im Wintersemester 2015/16 ein Studium beginnen 

und damit eine Berufsausbildung aufnehmen werde, die einen Kinder-

geldanspruch begründe. Da sich damit eine Änderung der für die Kin-

dergeldgewährung erheblichen Umstände bereits bei Klageerhebung 

konkret abzeichnete, wäre es verfehlt, das wirtschaftliche Interesse des 

Klägers mit einem Jahresbetrag (zuzüglich des Betrags der für zurück-

liegende Zeiträume mit der Klage geltend gemachten Ansprüche) zu 

bemessen.

Dabei sei auch zu berücksichtigen, dass die in § 52 Absatz 3 Satz 3 des 

Gerichtskostengesetzes (GKG) für entsprechend anwendbar erklärten 

Regelungen in § 42 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 GKG dazu dienen, die 

durch § 52 Absatz 3 Satz 2 GKG in die Wertbemessung miteinbezo-

gene Zukunftsbedeutung einer Klage zu quantifizieren. Die Zukunfts-

bedeutung sei allerdings nach § 52 Absatz 3 Satz 2 GKG nur insofern 

von Belang, als sie „offensichtlich absehbar“ sei. Im Streitfall seien mit 

der Klage offensichtlich absehbare Auswirkungen über den September 

2015 hinaus nicht verbunden gewesen.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Beschluss vom 15.03.2017, 11 KO 

3702/16

Schulgeldzahlungen: Nicht als Krankheitskosten 
abziehbar

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob Schulgeldzahlungen für die 

Kinder der Steuerpflichtigen als außergewöhnliche Belastung berück-

sichtigt werden können.

Die Kläger machten mit ihren Steuererklärungen Schulgeldzahlungen 

für englische Boarding Schools in Höhe von insgesamt rund 40.000 

Euro (2012) bzw. 29.000 Euro (2013) geltend. Zur Begründung verwie-

sen sie auf die Aufmerksamkeitsstörung (ADHS) ihrer Tochter und die 

emotionale Entwicklungsverzögerung mit Aufmerksamkeitsstörung 

ihres Sohnes. Beide Kinder sind teilleistungshochbegabt. Dies habe 

den Besuch besonderer Schulen mit kleineren Klassenverbänden not-

wendig gemacht. Zum Nachweis legten sie ärztliche Bescheinigungen 

bzw. Verordnungen vor, die der Kläger, ebenfalls Arzt, teilweise selbst 

ausgestellt hatte.

Das beklagte Finanzamt ließ die Aufwendungen nicht zum Abzug zu.

Die dagegen gerichtete Klage hatte keinen Erfolg. Das Finanzgericht 

Düsseldorf führte aus, dass die Aufwendungen keine Krankheitskosten 

darstellten und es im Übrigen an einer im Vorhinein ausgestellten ärzt-

lichen Bescheinigung fehle.

Die Schulgeldzahlungen seien keine unmittelbaren Krankheitskosten, 

sondern Kosten der Lebensführung. Aufwendungen für Privatschul-

besuche könnten nur unter ganz engen – hier nicht einschlägigen – 

Voraussetzungen als Krankheitskosten angesehen werden. Die Kläger 

hätten nicht dargelegt, dass an den Privatschulen eine Therapie der 

ADHS-Erkrankung ihrer Kinder stattgefunden habe.

Im Übrigen fehle es an einem vor Beginn der Heilbehandlung ausge-

stellten amtsärztlichen Gutachten oder einer ärztlichen Bescheinigung 

des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung. Dieses Erforder-

nis gelte nicht nur im Fall der medizinisch erforderlichen auswärtigen 

Unterbringung eines behinderten Kindes, sondern – erst recht – bei 

einfacher Erkrankung. Außerdem sei der Schulbesuch Bestandteil ei-

ner psychotherapeutischen Behandlung, die ebenfalls erhöhten Nach-

weisanforderungen unterliege.

Das FG Düsseldorf hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

FG Düsseldorf, Mitteilung vom 06.06.2017 zum Urteil 13 K 4009/15 

vom 14.03.2017
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Arbeitnehmer

Konkurrenztätigkeit im Arbeitsverhältnis kann zu 
fristloser Kündigung führen

Wer sich zu 50 Prozent an einem Konkurrenzunternehmen beteiligt, 

riskiert die fristlose Kündigung seines Arbeitsverhältnisses. Dies hat 

das Landesarbeitsgericht (LAG) Schleswig-Holstein entschieden.

Der Kläger war für die Beklagte, ein Dienstleistungsunternehmen ins-

besondere im Bereich der Telekommunikation, seit 2007 zuletzt als 

leitender Angestellter mit Prokura zuständig für Logistik und Ope-

rations. Daneben beteiligte er sich mit 50 Prozent an einer anderen 

Gesellschaft im Bereich „Handel, Service und Beratungen im Umfeld 

von Telekommunikations- und Medienunternehmen“, ohne dies der 

Beklagten mitzuteilen. Diese Gesellschaft hat unter anderem Aufträge 

für die Beklagte durchgeführt.

Nachdem die Beklagte von der Gesellschafterstellung des Klägers 

Kenntnis erlangt hatte, kündigte sie ihm fristlos, obwohl das Arbeits-

verhältnis ohnehin zum Monatsende hätte enden sollen. Der Kläger 

hält die Kündigung für unwirksam, da er trotz seines Gesellschafts-

anteils keinen bestimmenden Einfluss auf die Geschäftstätigkeit der 

Gesellschaft gehabt habe.

Die Kündigungsschutzklage war sowohl vor dem Arbeitsgericht als 

auch vor dem LAG erfolglos. Solange das Arbeitsverhältnis besteht, 

sei dem Arbeitnehmer jede Konkurrenztätigkeit untersagt, so das LAG. 

Dies gelte auch für die Beteiligung an einem Konkurrenzunternehmen, 

wenn dies zu maßgeblichem Einfluss auf den dortigen Geschäftsbe-

trieb führt. Bei einer 50-Prozent-Beteiligung sei dies der Fall, wenn 

Beschlüsse der Gesellschafterversammlung – wie hier – mit Stimmen-

mehrheit gefasst werden müssten.

Die Gesellschaft, an der der Kläger beteiligt war, habe in Konkurrenz 

zur Beklagten gestanden. Sie habe ihre vergleichbare Dienstleistung 

nicht nur gegenüber der Beklagten erbracht, sondern sie auch über ih-

ren Internetauftritt am Markt Dritten angeboten. Dass der Kläger den 

Inhalt des Internetauftritts mit Nichtwissen bestreitet, reiche nicht 

aus. Aufgrund seines gesellschaftsrechtlichen Einflusses sei er in der 

Lage gewesen, sich darüber Kenntnis zu verschaffen. Das Fehlverhalten 

wog nach Ansicht des LAG –  gerade auch wegen andernfalls mögli-

cherweise zu zahlender Karenzentschädigung für das von der Beklag-

ten nicht mehr gewollte nachvertragliche Wettbewerbsverbot  – so 

schwer, dass der Beklagten die Fortführung des Arbeitsverhältnisses 

auch nur bis zum Monatsende nicht zuzumuten gewesen sei.

Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein, Urteil vom 12.04.2017, 3 Sa 

202/16, rechtskräftig

Freifahrticket für Ehepartner kann schutzwürdige 
Betriebsrentenleistung sein

Ein Freifahrticket, das ein Unternehmen des öffentlichen Nahverkehrs 

Familienangehörigen seiner Belegschaft zur Verfügung stellt, kann eine 

Betriebsrentenleistung sein, die für die Zeit des Betriebsrentenbezugs 

nicht durch eine Betriebsvereinbarung abgelöst werden kann. Dies hat 

das Landesarbeitsgericht (LAG) Düsseldorf entschieden.

Die Beklagte betreibt ein öffentliches Nahverkehrsunternehmen. Der 

Kläger ist dort seit 1977 als Busfahrer beschäftigt und befindet sich 

seit dem 01.12.2013 in der so genannten Passivphase der Altersteilzeit. 

Die Beklagte gewährte der Ehefrau des Klägers wie allen übrigen Ehe-

partnern ihrer Beschäftigten und Betriebsrentnern bis zum 31.12.2015 

unentgeltlich ein VRR-Ticket. Grundlage waren in der Vergangenheit 

unter anderem die „Bestimmungen über die Gewährung von Dienst-

ausweisen, Frei-Fahrkarten, Familien-Fahrkarten, Lehrlings- und 

Schülerkarten“ vom 25.10.1958, wonach verheiratete Belegschafts-

mitglieder Familien-Fahrkarten erhielten, die auch für die Ehefrau des 

Belegschaftsmitgliedes gültig waren.

Am 27.11.1991 schloss die Beklagte mit ihrem Betriebsrat eine Betriebs-

vereinbarung, wonach Arbeitnehmer der Beklagten ein Ticket 2000 

unter dem Begriff „Firmenservice“ erhalten sollten. Jeder Arbeitneh-

mer konnte unabhängig davon ein Ticket seiner Wahl ohne Zuzahlung 

für seinen jeweiligen Familienangehörigen beziehen. Diese wurden 

während des Ruhestands weiter gewährt. Zum 01.01.2016 vereinbarte 

die Beklagte eine Betriebsvereinbarung (BV 2016), die alle vorherge-

henden Regelungen und Betriebsvereinbarungen betreffend das Fir-

menticket ersetzen sollte. Ab dem 01.01.2016 gewährte die Beklagte 

der Ehefrau des Klägers kein Ticket mehr.

Die Klage hatte nur teilweise Erfolg. Die BV 2016 habe die Regelun-

gen bei der Beklagten über die Gewährung von Freifahrtickets ab dem 

01.01.2016 ablösen können, so das LAG. Es habe sich insgesamt um 

Vereinbarungen beziehungsweise Regelungen gehandelt, die einen 
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kollektiven Bezug gehabt hätten, also  „betriebsvereinbarungsoffen“ 

gewesen seien. Sie hätten durch eine nachfolgende Betriebsvereinba-

rung abgelöst werden können. Während der aktiven Zeit als Arbeitneh-

mer habe der Kläger deshalb keinen Anspruch auf ein Freifahrticket für 

seine Ehefrau mehr. Die Auslegung der BV 2016 ergebe, dass sie diesen 

Anspruch vollständig abgeschafft habe.

Soweit dies auch für die Zeit des Ruhestandes gelten soll, sei die Ablö-

sung indes unwirksam, heißt es in dem Urteil weiter. Die dem Kläger 

gewährte Leistung der freien Fahrt für seine Ehefrau sei für die Zeit des 

Bezugs von Betriebsrente eine Leistung der betrieblichen Altersver-

sorgung. Diese sei nach den Grundsätzen des Vertrauensschutzes und 

der Verhältnismäßigkeit besonders geschützt, die hier einer Ablösung 

entgegenstanden. Der Kläger könne für seine Ehefrau ab Betriebsren-

tenbeginn (01.12.2018) das zuletzt von dieser bis zum 31.12.2015 bezo-

gene Ticket 1000 Preisstufe D des VRR verlangen, solange die Eheleute 

verheiratet sind und im gleichen Haushalt leben.

Das LAG  hat für beide Parteien die Revision zugelassen. In fünf Paral-

lelverfahren hat es zudem nach diesen Grundsätzen entschieden.

Landesarbeitsgericht Düsseldorf, Urteil vom 23.06.2017, 6 Sa 173/17

Besoldung kinderreicher Richter: Karlsruhe soll  
Verfassungsmäßigkeit klären

Die Frage, ob die Alimentierung kinderreicher Richter der Besoldungs-

gruppe R 2 in den Jahren 2013 bis 2015 mit dem in Artikel 33 Absatz 

5 Grundgesetz verankerten Alimentationsprinzip vereinbar ist, hat das 

Verwaltungsgericht (VG) Köln mit drei Beschlüssen dem Bundesver-

fassungsgericht (BVerfG) zur Entscheidung vorgelegt.

Hintergrund sind die Klagen von Richtern der Besoldungsgruppe R 2 

mit drei beziehungsweise vier Kindern. Diese hatten über das Gesetz 

hinausgehende Besoldungsleistungen für ihr drittes beziehungswei-

se drittes und viertes Kind von ihrem Dienstherrn gefordert und sich 

dabei auf den Beschluss des BVerfG vom 24.11.1998 berufen. Hiermit 

war der Gesetzgeber verpflichtet worden, die Besoldung kinderreicher 

Richter beziehungsweise Beamter bis Ende 1999 in einem bestimmten 

Umfang zu erhöhen, um eine verfassungsgemäße Rechtslage herzu-

stellen. Für den Fall, dass der Gesetzgeber dem nicht nachkommt, wa-

ren die Fachgerichte mit Wirkung vom 01.01.2000 ermächtigt worden, 

ergänzende Besoldungsbestandteile zuzusprechen (Vollstreckungsan-

ordnung).

Das VG Köln hat nunmehr angenommen, dass die Vollstreckungsa-

nordnung für die Jahre 2013 bis 2015 nicht mehr herangezogen und 

unmittelbare Zahlungsaussprüche nicht mehr getroffen werden könn-

ten. Die Vollstreckungsanordnung sei eng an die im Beschluss vom 

24.11.1998 vorgegebene Berechnungsmethode zur Bestimmung der 

Amtsangemessenheit der Alimentation kinderreicher Beamten be-

ziehungsweise Richter gebunden. Diese Berechnungsmethode könne 

jedoch seit den zum 01.01.2011 eingetretenen Änderungen im Sozial-

hilferecht, konkret der neu eingeführten Ansprüche auf Leistungen für 

Bildung und Teilhabe gemäß § 34 Sozialgesetzbuch XII, nicht mehr in 

hinreichend klarer Weise angewendet werden.

Gleichzeitig hat das VG die Verfassungswidrigkeit der Alimentation 

kinderreicher Richter der Besoldungsgruppe R 2 in den Jahren 2013 

bis 2015 angenommen. Für 2013 seien die auf das dritte Kind entfal-

lenden, für 2014 und 2015 die auf das dritte und vierte Kind entfal-

lenden familienbezogenen Besoldungsbestandteile verfassungswidrig 

zu niedrig bemessen gewesen. Dies ergebe sich, wenn man die im 

Beschluss des BVerfG vom 24.11.1998 vorgegebenen Berechnungspa-

rameter zugrunde lege und diese im Lichte der besoldungsrelevanten 

Gesetzesänderungen im Sozialhilferecht sowie der veränderten Tatsa-

chengrundlagen in den Jahren 2013 bis 2015 fortentwickle.

Verwaltungsgericht Köln, PM vom 31.05.2017 zu Beschlüssen vom 

03.05.2017, 3 K 4913/14 (3 Kinder, 2013), 3 K 6173/14 (4 Kinder, 2014) 

und 3 K 7038/15 (4 Kinder, 2015)

Freude bei ehrenamtlichen Richterinnen und  
Richtern: Zeitversäumnis abgabenfrei

Der Bundesfinanzhof hat den 60.000 ehrenamtlichen Richterinnen 

und Richtern eine Freude gemacht – wenn auch nur eine kleine: Er hat 

entschieden, dass die den Laienrichtern gezahlten „Entschädigungen 

für Zeitverlust“ (hier in Höhe von 565 Euro im betreffenden Jahr) nicht 

mehr als Einnahme besteuert werden dürfen. 
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Der zweite Wunsch des klagenden Steuerberaters, dass auch die ihm 

gezahlte Entschädigung für Verdienstausfall (hier in Höhe von 2.320 

Euro in dem umstrittenen Jahr) steuerfrei bleiben müsse, wurde abge-

wiesen. Begründung: Das ohne den Ersatz aus der Staatskasse gezahlte 

Einkommen wäre ebenso zu versteuern gewesen. 

BFH, IX R 10/16 vom 31.01.2017

Polizeivollzugsdienst: Einstellung darf von  
Mindestgröße abhängig gemacht werden

Das Land Berlin darf für Bewerber für den gehobenen Polizeivoll-

zugsdienst eine Mindestgröße von 160 Zentimetern (Frauen) bezie-

hungsweise von 165 Zentimetern (Männer) verlangen. Entsprechende 

Vorgaben des Landes ließ das Verwaltungsgericht (VG) Berlin unbe-

anstandet.

Die 154 Zentimeter große Klägerin bewarb sich um die Einstellung 

in den gehobenen Dienst der Kriminalpolizei. Der Polizeipräsident in 

Berlin lehnte die Bewerbung ab, da die Klägerin die für die Laufbahn 

vorgeschriebene Mindestgröße unterschreite. Die Klägerin klagte und 

trug vor, ihre gesundheitliche Eignung für den Polizeivollzugsdienst 

stehe außer Frage. Die Anforderungen an die Größe von Bewerberin-

nen stellten zudem eine mittelbare Diskriminierung von Frauen dar.

Die Klage hatte vor dem VG Berlin keinen Erfolg. Die Klägerin sei zu 

Recht nicht in den Polizeivollzugsdienst eingestellt worden. Es sei Sa-

che des Dienstherrn, die aus seiner Sicht maßgeblichen Eignungs-, Be-

fähigungs- und Leistungskriterien zu bestimmen. Dabei stehe ihm ein 

weiter Einschätzungsspielraum zu, bei dessen Wahrnehmung er sich 

am typischen Aufgabenbereich der Ämter der Laufbahn zu orientieren 

habe. Bewerber müssten sich mit ihren individuellen körperlichen Fä-

higkeiten daher an den vom Dienstherrn getroffenen Vorgaben mes-

sen lassen.

Anders als bei Einstellungshöchstaltersgrenzen bedürfe die Festle-

gung einer Mindestgröße keiner gesetzlichen Grundlage, so das VG. 

Die Festlegung der Mindestgröße auf 160 Zentimeter für Frauen sei 

sachgerecht und beurteilungsfehlerfrei. Denn für die Durchsetzungsfä-

higkeit bei körperlichen Auseinandersetzungen und für die Anwendung 

unmittelbaren Zwangs müssten gewisse körperliche Mindestvoraus-

setzungen erfüllt sein. Polizistinnen unter 160 Zentimeter könnten zu-

dem wegen ihrer Körpergröße als unterlegen wahrgenommen werden 

und damit auch eher bevorzugtes Ziel von Widerstandshandlungen 

sein. Eine sachwidrige und geschlechtsbezogene Benachteiligung liege 

mit Blick auf das mit der Regelung verfolgte Ziel nicht vor. 

Die Klägerin hat gegen das Urteil des VG Berufung zum Oberverwal-

tungsgericht Berlin-Brandenburg eingelegt.

Verwaltungsgericht Berlin, Urteil vom 01.06.2017, VG 5 K 219.16

Antrag auf Aufteilung der Steuerschuld kann nicht 
zurückgenommen werden

Ein Antrag auf Aufteilung der Einkommensteuerschuld kann bis zum 

Eintritt der Bestandskraft des Aufteilungsbescheids nicht zurückge-

nommen werden kann. Das gilt selbst dann, wenn sich beide Antrag-

steller einig sind.

Das entschied das FG Baden-Württemberg im Fall eines mittlerweile 

geschiedenen Ehepaares. Der Mann und seine (Ex-)Frau leben seit Juni 

2011 getrennt und sind seit Februar 2013 geschieden. Beide Eheleute 

erzielten im Streitjahr 2010 Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 

und wurden zusammen zur Einkommensteuer veranlagt.

Im Rahmen der Zusammenveranlagung stellte der Mann mit Zustim-

mung seiner (damals noch) Frau einen Antrag auf Aufteilung der Steu-

erschuld. Die Gesamtschuld aus der Einkommensteuerfestsetzung 

2010 teilte das beklagte Finanzamt entsprechend nach dem Verhältnis 

der Beträge auf, die sich bei getrennter Veranlagung zur Einkommen-

steuer ergeben hätten. Dies führte dazu, dass die Steuerschuld in voller 

Höhe auf den Mann entfiel.

Dieser legte daraufhin gegen den Aufteilungsbescheid Einspruch ein 

und erklärte, er nehme – mit Zustimmung seiner Frau – seinen Antrag 

auf Aufteilung der Steuerschuld zurück. Das Finanzamt wies den Ein-

spruch als unbegründet zurück, da die Vorschriften über die Aufteilung 

einer Gesamtschuld die Möglichkeit, dass der Schuldner den Auftei-

lungsantrag zurücknehme, nicht vorsähen.

Das sahen auch die Richter aus Baden-Württemberg so. Sie folgten 

damit der Auffassung des Niedersächsischen Finanzgerichts, das be-

reits Ende 2013 ähnlich entschieden hatte (Urteil vom 5.11.2013, Az. 

15 K 14/13).
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Höchstrichterlich – das heißt, vor dem BFH – ist die Sache allerdings 

noch nicht geklärt, weshalb das Finanzgericht die Revision zulassen 

musste. Diese wurde inzwischen auch eingelegt.

FG Baden-Württemberg, Urteil vom 14.2.2017, Az. 11 K 370/15; BFH-

Az.: VI R 14/17

Nießbrauchsbestellung zu Gunsten eines  
studierenden Kindes

Wenn eine Mutter ihrer Tochter zur Finanzierung des Studiums den 

Nießbrauch an einem vermieteten Grundstück bestellt, dann ist das 

eine clevere Idee und kein Gestaltungsmissbrauch, sagt das FG Baden-

Württemberg.

Im entschiedenen Fall hatte die Mutter ihrer Tochter, die seit 2011 

studierte, ab dem 1.1.2013 mit notariell beurkundetem Vertrag einen 

bis zum 31.12.2017 befristeten, unentgeltlichen Nießbrauch an einem 

bebauten Grundstück eingeräumt. Alleineigentümerin dieses Grund-

stücks ist die Mutter, die es seit 1996 an ihren Mann (und Vater der 

Studentin) für dessen Handwerksbetrieb vermietet hatte.

Seit 2013 vermietete nun also die Tochter das Betriebsgebäude an 

ihren Vater, der es unverändert für seine gewerbliche Tätigkeit nutzt 

und die Mietzahlungen als Betriebsausgaben geltend macht. Die Miet-

einnahmen erhält in voller Höhe die Tochter, die auch alle Lasten des 

Grundstücks trägt.

Das Finanzamt erkannte die Bestellung des Nießbrauchs zugunsten 

der Tochter steuerlich nicht an, und begründete dies damit, dass hier 

ein Gestaltungsmissbrauch im Sinne des § 42 AO vorliege.

Dagegen klagten die Eltern der Studentin – mit Erfolg. Die Richter 

führten aus, dass die im Streitjahr 2013 bereits volljährige Tochter auf 

der Grundlage des zivilrechtlich wirksam begründeten Nutzungsrechts 

(Nießbrauch) die rechtliche Macht habe, das Grundstück entgelt-

lich auf Zeit zur Nutzung zu überlassen. Am 1.1.2013 habe sie auf der 

Grundlage dieses Nutzungsrechts einen – ebenfalls zivilrechtlich wirk-

samen – Mietvertrag über die gewerblichen Räume mit ihrem Vater 

geschlossen.

Diese zivilrechtliche Gestaltung, so die Richter weiter, sei nicht im Sin-

ne des § 42 AO missbräuchlich und daher auch steuerrechtlich anzu-

erkennen. Ziel der vorliegenden Gestaltung sei es, die Tochter während 

ihres Studiums mit den nötigen finanziellen Mitteln auszustatten.

Schon vor Bestellung des Nießbrauchs seien die Kosten für Miete und 

Nebenkosten sowie Studiengebühren von dem Konto der Mutter be-

glichen worden, auf dem auch die Mietzahlungen für die Gewerbeim-

mobilie eingingen. Nach Bestellung des Nießbrauchs und Abschluss 

des Mietvertrages mit der Tochter erhalte diese die Mieteinnahmen 

direkt. Es stehe Eltern frei, zu entscheiden, ob sie zum Zwecke der Ge-

währung von Unterhalt dem Kind Barmittel überlassen oder ob sie ihm 

– auch befristet – die Einkunftsquelle selbst übertragen.

Entschieden sich die Eltern aus steuerlichen Gründen für Letzteres, 

führe allein dies nicht dazu, dass die zugrunde liegende rechtliche Ge-

staltung als unangemessen anzusehen wäre – denn auch Angehörigen 

dürften ihre Rechtsverhältnisse untereinander steuerlich möglichst 

günstig gestalten.

FG Baden-Württemberg, Urteil vom 13.12.2016, Az. 11 K 2951/15


